
Arbeitsverträge jetzt nur noch 
schriftlich und mit mehr Inhalt – 
Regelung zur Entgeltumwandlung 

Der Bundestag hat im Juni 2022 Neuerungen im Nach-
weisgesetz (NachwG) verabschiedet, die bereits zum 1. 
August 2022 in Kraft treten. Grund für die Eile war die 
Frist zur Umsetzung der EU-Richtlinie über transparen-
te und vorhersehbare Arbeitsbedingungen (2019/1152). 
Die Neuregelung führt dazu, dass letztlich alle Arbeitsver-
träge in der Praxis nur noch in Schriftform abgeschlossen 
werden können. Bei jedem Verstoß drohen bald 2.000 
Euro Bußgeld.

Die neuen Nachweispflichten gelten unmittelbar 
für alle Arbeitnehmer*innen, die ihr Beschäfti-
gungsverhältnis am 1. August 2022 beginnen. 

Bereits am ersten Arbeitstag müssen Informationen 
(Name und Anschrift der Vertragsparteien, Arbeitsent-
gelt, Überstunden und Arbeitszeit) schriftlich ausgehän-
digt werden. Weitere Informationen (insbesondere der 
Beginn des Arbeitsverhältnisses, gegebenenfalls Befris-
tung, Arbeitsort, Tätigkeitsbeschreibung und Überstun-
den) müssen innerhalb von sieben Tagen nachgereicht 
werden. Für die übrigen Informationen hat der Arbeit-
geber einen Monat Zeit. Verträge von Mitarbeitenden, 
die bereits vor dem 1. August 2022 beschäftigt waren, 
bleiben hingegen unverändert. Die Arbeitnehmer*innen 
haben allerdings das Recht, ihre Arbeitgeber*innen auf-
zufordern, ihnen die neuen Informationen mitzuteilen. 

Arbeitgeber*innen müssen dann grundsätzlich innerhalb 
von sieben Tagen reagieren und bereits die wesentlichen 
Arbeitsbedingungen schriftlich aushändigen. Weitere In-
formationen, etwa über das Kündigungsverfahren, den 
Urlaub oder Fortbildungen müssen spätestens innerhalb 
eines Monats bereitgestellt werden. Das kann jeweils auch 
durch ein Informationsblatt geschehen, das aber ebenfalls 
in Schriftform ausgehändigt werden muss. Sollten sich au-
ßerdem wesentliche Arbeitsbedingungen ändern, müssen 
Arbeitgeber*innen die Belegschaft initiativ bereits am Tag 
der Änderung schriftlich davon unterrichten.
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§ 2 Abs. 1 Satz 1 NachwG: „Der Arbeitgeber hat die we-
sentlichen Vertragsbedingungen des Arbeitsverhältnisses 
innerhalb der Fristen des Satzes 4 schriftlich niederzule-
gen, die Niederschrift zu unterzeichnen und dem Arbeit-
nehmer auszuhändigen.“

Im Gesetzgebungsverfahren war die Frage aufgetaucht, 
ob auch die betriebliche Altersversorgung in Form der 
Entgeltumwandlung unter das Schriftformerfordernis des 
Nachweisgesetzes fällt. Dazu teilt das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) mit Schreiben vom 7. Juli 
2022 Folgendes mit: „Das Nachweisgesetz verpflichtet 
den Arbeitgeber, seine Beschäftigten schriftlich über die 
vereinbarten wesentlichen Vertragsbedingungen zu in-
formieren, dazu zählt auch die Zusammensetzung und die 
Höhe des Arbeitsentgelts. Der Arbeitgeber 
muss demnach über das Arbeitsent-
gelt informieren, nicht aber darüber, 
wofür das Arbeitsentgelt von den 
Beschäftigten im nächsten Schritt 
verwendet wird. Das Nachweisge-
setz ist daher nach Auffassung 
des BMAS auf Betriebsrenten in 
der speziellen Form der Entgelt-
umwandlung nicht anwendbar.“
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Ihr wollt Eure Informationen 
anfordern? Dann schreibt 
nach folgendem Muster:

Sehr geehrte …

… ich fordere Sie hiermit auf, mir die Niederschrift gemäß § 2 i.V.m. § 5 
Nachweisgesetz in der seit 01.08.2022 geltenden Fassung in der gesetzlich 
vorgeschriebenen Frist an meine Postadresse zuzustellen.

Die Postadresse lautet:
….

Mit freundlichen Grüßen
...


